
2. Wann ist ein Arbeitsverhältnis als Beschäftigung beim 
„Staat“ im Sinne von Paragraph 5 der Richtlinie 
1999/70/EG, insbesondere auch im Hinblick auf die Wen­
dung „bestimmte Branchen und/oder Arbeitnehmerkatego­
rien“, anzusehen und daher geeignet, andere Rechtsfolgen 
als private Arbeitsverhältnisse zu rechtfertigen? 

3. Umfasst angesichts der Hinweise in Art. 3 Abs. 1 Buchst. c 
der Richtlinie 2000/78/EG ( 2 ) und Art. 14 Abs. 1 Buchst. c 
der Richtlinie 2006/54/EG ( 3 ) der Begriff „Beschäftigungs­
bedingungen“ im Sinne von Paragraph 4 der Richtlinie 
1999/70/EG auch die Folgen der rechtswidrigen Unterbre­
chung des Arbeitsverhältnisses und ist es für den Fall der 
Bejahung dieser Frage im Sinne dieses Paragraphs 4 zu 
rechtfertigen, dass das innerstaatliche Recht für die rechts­
widrige Unterbrechung unbefristeter und befristeter Arbeits­
verhältnisse gewöhnlich unterschiedliche Folgen vorsieht? 

4. Verbietet der Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit einem 
Staat, in einem die Auslegung betreffenden Vorabentschei­
dungsverfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Union innerstaatliche Rechtsvorschriften bewusst unrichtig 
darzustellen, und ist das Gericht mangels einer abweichen­
den, den aus der Unionszugehörigkeit resultierenden Ver­
pflichtungen entsprechenden Auslegung des innerstaatlichen 
Rechts verpflichtet, dieses Recht, sofern möglich, im Ein­
klang mit der vom Staat vorgetragenen Auslegung auszule­
gen? 

5. Umfassen die nach der Richtlinie 91/533/EWG ( 4 ) und ins­
besondere ihrem Art. 2 Abs. 1 und 2 Buchst. e für einen 
Arbeitsvertrag oder ein Arbeitsverhältnis geltenden Bedin­
gungen die Angabe, in welchen Fällen sich ein befristeter 
Arbeitsvertrag in einen unbefristeten Arbeitsvertrag umwan­
deln kann? 

6. Für den Fall der Bejahung der vorstehenden Frage: Wider­
spricht eine rückwirkende Änderung des rechtlichen Rah­
mens, nach der nicht gewährleistet ist, dass der Arbeitneh­
mer seine Rechte aus der Richtlinie geltend machen oder die 
Einhaltung der in seinem Einstellungsdokument angeführten 
Arbeitsbedingungen verlangen kann, Art. 8 Abs. 1 der 
Richtlinie 91/533 sowie den in der Richtlinie 91/533 und 
insbesondere ihrem zweiten Erwägungsgrund erwähnten 
Zielen? 

7. Sind die als allgemeine Grundsätze des geltenden Unions­
rechts anerkannten Grundsätze der Rechtssicherheit, des 
Vertrauensschutzes, der prozessualen Waffengleichheit und 
des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes sowie des Rechts 
auf ein unabhängiges Gericht und allgemeiner auf ein faires 
Verfahren, die in Art. 6 Abs. 2 des Vertrags über die Euro­
päische Union (in der Fassung der Änderung durch Art. 1 
Abs. 8 des Vertrags von Lissabon und durch Art. 46 des 
Vertrags über die Europäische Union in Bezug genommen) 
in Verbindung mit Art. 6 der am 4. November 1950 in 
Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und den 
Art. 46, 47 und 52 Abs. 3 der am 7. Dezember 2000 in 

Nizza proklamierten Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union in ihrer in den Vertrag von Lissabon über­
nommenen Fassung verbürgt sind, dahin auszulegen, dass 
sie im Anwendungsbereich der Richtlinie 1999/70/EG dem 
entgegenstehen, dass der italienische Staat nach einer erheb­
lichen Zeitspanne (drei Jahre und sechs Monate) eine Vor­
schrift wie Art. 9 des Decreto legge Nr. 70 vom 13. Mai 
2011, umgewandelt in das Gesetz Nr. 106 vom 12. Juli 
2011, erlässt, die in Art. 10 des Decreto legislativo Nr. 
368/01 den Abs. 4-bis eingefügt hat und geeignet ist, die 
Folgen anhängiger Gerichtsverfahren zu ändern, wodurch 
der Arbeitnehmer zum Vorteil des Staates als Arbeitgeber 
unmittelbar geschädigt und die im innerstaatlichen Recht 
vorgesehene Möglichkeit, eine missbräuchliche Aufeinander­
folge befristeter Verträge zu ahnden, ausgeschlossen wird? 

( 1 ) Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB- 
UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge 
(ABl. L 175, S. 43). 

( 2 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16). 

( 3 ) Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancen­
gleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Ar­
beits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung), (ABl. L 204, S. 23). 

( 4 ) Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 über die 
Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über 
die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden 
Bedingungen (ABl. L 288, S. 32). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Napoli 
(Italien), eingereicht am 7. Februar 2013 — Fortuna Russo/ 

Comune di Napoli 

(Rechtssache C-63/13) 

(2013/C 141/22) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Napoli 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Fortuna Russo 

Beklagte: Comune di Napoli 

Vorlagefragen 

1. Wann ist ein Arbeitsverhältnis als Beschäftigung beim 
„Staat“ im Sinne von Paragraph 5 der Richtlinie 1999/70 ( 1 ), 
insbesondere auch im Hinblick auf die Wendung „bestimmte 
Branchen und/oder Arbeitnehmerkategorien“, anzusehen 
und daher geeignet, andere Rechtsfolgen als private Arbeits­
verhältnisse zu rechtfertigen?
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2. Umfasst angesichts der Hinweise in Art. 3 Abs. 1 Buchst. c 
der Richtlinie 2000/78/EG ( 2 ) und Art. 14 Abs. 1 Buchst. c 
der Richtlinie 2006/54/EG ( 3 ) der Begriff „Beschäftigungs­
bedingungen“ im Sinne von Paragraph 4 der Richtlinie 
1999/70 auch die Folgen der rechtswidrigen Unterbrechung 
des Arbeitsverhältnisses und ist es für den Fall der Bejahung 
dieser Frage im Sinne dieses Paragraphs 4 zu rechtfertigen, 
dass das innerstaatliche Recht für die rechtswidrige Unter­
brechung unbefristeter und befristeter Arbeitsverhältnisse ge­
wöhnlich unterschiedliche Folgen vorsieht? 

3. Verbietet der Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit einem 
Staat, in einem die Auslegung betreffenden Vorabentschei­
dungsverfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Union innerstaatliche Rechtsvorschriften bewusst unrichtig 
darzustellen, und ist das Gericht mangels einer abweichen­
den, den aus der Unionszugehörigkeit resultierenden Ver­
pflichtungen entsprechenden Auslegung des innerstaatlichen 
Rechts verpflichtet, dieses Recht, sofern möglich, im Ein­
klang mit der vom Staat vorgetragenen Auslegung auszule­
gen? 

( 1 ) Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB- 
UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge 
(ABl. L 175, S. 43). 

( 2 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16). 

( 3 ) Richtlinie 2000/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. September 2000 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen 
Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (Siebte 
Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG) (ABl. L 262, S. 21). 

Vorabentscheidungsersuchen des Naczelny Sąd Administra­
cyjny (Polen), eingereicht am 11. Februar 2013 — Gmina 

Wrocław/Minister Finansów 

(Rechtssache C-72/13) 

(2013/C 141/23) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Naczelny Sąd Administracyjny 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin und Kassationsbeschwerdeführerin: Gmina Wrocław 

Beklagter und Kassationsbeschwerdeführer: Minister Finansów 

Vorlagefrage 

Stehen die Vorschriften der Richtlinie 2006/112/EG ( 1 ) des Ra­
tes vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwert­
steuersystem der Erhebung der Mehrwertsteuer auf Umsätze 
einer Gemeinde entgegen, die im Verkauf von Vermögensgegen­
ständen einschließlich Immobilien bestehen, die kraft Gesetzes 
oder unentgeltlich erworben wurden, insbesondere im Wege des 

Erwerbs von Todes wegen oder der Schenkung, oder in der 
Einbringung dieser Gegenstände als Sacheinlage in Handels­
gesellschaften? 

( 1 ) ABl. L 347, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 21. Februar 

2013 — Staatssecretaris van Financiën, andere Partei: X 

(Rechtssache C-87/13) 

(2013/C 141/24) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: Staatssecretaris van Financiën 

Beteiligte: X 

Vorlagefragen 

1. Steht das Unionsrecht, insbesondere die Vorschriften über 
die Niederlassungsfreiheit und über den freien Kapitalver­
kehr, dem entgegen, dass ein belgischer Gebietsansässiger, 
der auf seinen Antrag hin in den Niederlanden als Gebiets­
ansässiger besteuert wird und der Aufwendungen für ein 
von ihm zu eigenen Wohnzwecken genutztes Schloss ge­
tätigt hat, das sich in Belgien befindet und dort zum gesetz­
lich geschützten Denkmal und Dorfbild erklärt wurde, die 
Aufwendungen bei der Besteuerung des Einkommens in den 
Niederlanden nicht abziehen kann, weil das Schloss nicht in 
den Niederlanden als geschütztes Denkmal registriert ist? 

2. Inwieweit ist dabei von Bedeutung, ob der Betroffene die 
Aufwendungen in seinem Wohnstaat Belgien durch die 
Wahl einer progressiven Besteuerung seiner Einkünfte von 
der Einkommensteuer auf seine gegenwärtigen oder zukünf­
tigen Einkünfte aus beweglichem Vermögen abziehen kann? 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour constitutionnelle 
(Belgien), eingereicht am 28. Februar 2013 — Guy Kleynen/ 

Conseil des ministres 

(Rechtssache C-99/13) 

(2013/C 141/25) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour constitutionnelle
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